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Junge Menschen werden inzwischen täglich mit 

Nachrichten über Krieg, Krisen und Aufrüstung 

 konfrontiert. Umso wichtiger ist es, dass Schulen 

auch vermitteln, wie Konflikte gewaltfrei bearbei-

tet, Demokratie gestärkt und Frieden gefördert 

 werden können. Mit einer neuen Petition machen 

wir deutlich: Friedensbildung ist eine zentrale 

 Zukunftsaufgabe! 

 

»Für uns bedeutet Sicherheit auch, in einer Gesell-

schaft zu leben, in der Menschen füreinander da 

sind. In der man sich aufgehoben fühlt und Zukunft 

nicht mit Angst verbindet.« Mit diesen Worten brin-

gen Anastasia Musolf (18) und Hannes Grohs (19) 

ein Grundgefühl ihrer Generation auf den Punkt. 

Doch von der Politik fühlen sich die beiden Bundes -

frei willigendienst-Leistenden nicht gehört. Genau 

wie viele andere in ihrem Alter. 

 

Foto: picture alliance 

| 2 Petition: Frieden in den Lehrplan!   | 5 US-Raketen: Gute Nachrichten für Europa?   | 10 Interview: »… dann gewinnt die AfD!« 

Die Trendstudie Jugend in Deutschland 2026 zeigt, 

wie sehr der aktuelle Umgang mit Kriegen und 

 Krisen junge Menschen belastet. Viele sehen keine 

gesellschaftliche Perspektive und leiden unter 

 psychischer Erschöpfung. Identitäre Konflikte, 

 Polarisierung und Hass (nicht nur) in den Sozialen 

 Medien spielen dabei eine große Rolle. Aber auch 

die schrillen Debatten über Aufrüstung, Wehr- 

dienst und Kriegsgefahr. 

 

Friedensbildung schafft Perspektiven 

 

Das kann langfristig gravierende Folgen haben: 

Wenn gefühlt nur noch beunruhigende und 

schlechte Nachrichten auf uns einstürzen, beein-

flusst das unser Gesellschafts- und Menschenbild. 

Es macht uns immer ängstlicher und pessimisti-

scher. Das beschreibt der niederländische Historiker 

Lernen für den Frieden  
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Frieden in den Lehrplan! 
 Petition an die Bildungsministerkonferenz 

 Rutger Bregman in seinem Buch Im Grunde gut. 

Umso wichtiger ist es, jungen Menschen auch 

 andere, ermutigende Perspektiven zu eröffnen! 

 

Dazu kann Friedensbildung im Schulunterricht 

einen entscheidenden Beitrag leisten: Etwa durch 

die Vermittlung von Kompetenzen im gewaltfreien 

Umgang mit Konflikten. Oder durch konkrete Ein -

blicke in Diplomatie und Friedensförderung. Und 

nicht zuletzt durch eine offene Auseinandersetzung 

mit aktuellen Themen und Ängsten. Das hilft gegen 

die Sprachlosigkeit, macht Mut und gibt das wich-

tige Gefühl von Selbstwirksamkeit. 

 

Angebot weit hinter dem Bedarf 

 

Doch derzeit finden diese Inhalte kaum Eingang in 

den Schulalltag. Die politische Bildung rund um 

Krieg und Frieden wird von Jugendoffizieren domi-

niert, die im Jahr 2024 rund 3.400 Vorträge an 

 Schulen gehalten haben. Sie vermitteln sicherheits-

politische Fragen aus Sicht der Bundeswehr; Themen 

wie Abrüstung oder Konfliktbearbeitung stehen  

für sie nicht im Vordergrund. 

 

Mit der durch Pro Peace gestarteten Petition  

fordern wir von Anna Stolz, Präsidentin der 

 Bildungsministerkonferenz: 

 

■ mehr Friedensbildung in den Lehrplänen  

von Grundschule bis Oberstufe 

■ eine Stärkung der Aus- und Weiterbildung  

von Lehrkräften zum Thema 

■ mehr Fachleute für Friedensbildung statt nur 

 Jugendoffiziere der Bundeswehr 

 

Unterstützen auch Sie diese Forderungen, indem  

Sie die Petition bis spätestens 30. September 2026 

unterschreiben und weiterverbreiten!  

Unterschriftenlisten erhalten Sie bei der Geschäfts-

stelle von Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31, 

70197 Stuttgart, Tel. 0711 608396, orl-info@gaia.de. 

 

Online kann die Petition unterzeichnet werden 

unter www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen. 

 

Zivilgesellschaftliche Organisationen und die Service- 

beziehungsweise Koordinierungsstellen für Frie-

densbildung einzelner Bundesländer haben daher 

ergänzende Angebote entwickelt: ausgebildete 

 Referentinnen und Referenten, Fortbildungen für 

Lehrkräfte und fundierte Handreichungen zu Ziviler 

Konfliktbearbeitung. Doch ihre Möglichkeiten 

 bleiben bei Budget und Reichweite weit hinter dem 

Bedarf zurück. 

 

Forderungen an die Bildungsministerkonferenz 

 

Um das zu ändern, wendet sich Ohne Rüstung Leben 

jetzt gemeinsam mit einem breiten Bündnis von 

Friedensorganisationen, Gewerkschaften sowie 

Schülerinnen- und Schülervertretungen an die 

 Bildungsministerkonferenz. Wir fordern einen Orien-

tierungsrahmen zur Stärkung der Friedensbildung 

in allen Bundesländern – damit die jungen Men-

schen von heute in einigen Jahren selbstbewusst 

und gut ausgebildet zu einer fried licheren und 

 gerechteren Welt beitragen können. 

 

Simon Bödecker 

https://www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen
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Der Bundeskanzler wirkt sichtlich 

nervös: »Dass es nicht die eine 

perfekte Lösung geben kann,  

ist glaube ich allen hier im Saal 

klar«, sagt er und streicht sich 

über die Krawatte. Dann blickt  

er hinüber zu den sicherheits -

politischen Thinktanks und den 

Vertreterinnen und Vertretern 

der Zivilgesellschaft. Sie alle sind 

kaum mehr als 16 Jahre alt, doch 

in diesem Moment gehen sie 

 völlig in ihren Rollen auf. 

 

An zwei Schulen in Rheinland-

Pfalz wurde im Mai 2026 das 

Plan spiel »Kernfrage« erstmals 

durchgeführt. Dabei simulieren 

rund zwanzig Schülerinnen und 

Schüler einen Vormittag lang  

die Arbeit einer Expertenkommis-

sion, auf deren Grundlage die 

Bundesregierung über ihre künf-

tige Atomwaffenpolitik entschei-

den soll. 

 

Mit den bereitgestellten Mate -

rialien haben sie sich intensiv 

 vorbereitet; viele sind sogar in 

passenden Outfits gekommen. Sie 

vertreten Ministerien, die NATO 

Bundeskanzler für einen Tag 
  Planspiel »Kernfrage« erstmals an Schulen durchgeführt

oder internationale Friedensorga-

nisationen. Die Jugendlichen 

 lernen so nicht nur verschiedene 

Positionen zur Friedenspolitik,  

zur nuklearen Teilhabe und zum 

UN-Atomwaffenverbot kennen. 

Sie üben sich auch im Verhandeln 

und bekommen einen unmittel-

baren Einblick in demokratische 

Entscheidungsprozesse. Was die 

fiktive Bundesregierung am Ende 

beschließt, liegt ganz in ihrer Hand. 

 

Ohne Rüstung Leben hat die Ent-

wicklung des Planspiels gemein-

sam mit der IPPNW Deutschland 

angestoßen und die Friedensaka-

demie Rheinland-Pfalz als starken 

Partner zur Umsetzung gewinnen 

können. Ab dem kommenden 

Schuljahr steht das von der Agen-

tur »planpolitik« entwickelte Spiel 

für den Einsatz in der Sekundar-

stufe I und II in ganz Rheinland-

Pfalz zur Verfügung. Gemeinsam 

mit dem Pädagogischen Landesin-

stitut ist ein entsprechendes Fort-

bildungsangebot für Leh rerinnen 

und Lehrer geplant.  Perspektivisch 

hoffen wir, das Spiel in weiteren 

Bundesländern zu etablieren. 

 

Eindrücke von den 
Planspielen in 
Winnweiler und 
Landau (Pfalz) 
Fotos: Simon 
 Bödecker

Am Wilhelm-Erb-Gymnasium in 

Winnweiler beeindruckte die 

zehnte Klasse nicht nur mit viel 

Wissen – die Schülerinnen und 

Schüler waren auch selbst er-

staunt darüber, wie intensiv sie 

um Kompromisse rangen. Am 

 frühen Nachmittag – das Plan-

spiel ist längst beendet – stehen 

einige von ihnen immer noch auf 

dem Schulflur und diskutieren 

lautstark. Es geht um den atoma-

ren Nichtverbreitungsvertrag.   

 

Simon Bödecker 

 

Mehr Informationen zum Planspiel 

»Kernfrage« finden Sie unter 

www.ohne-ruestung-leben.de/ 

nachrichten/atomwaffenverbot. 

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/atomwaffenverbot
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ihrem ersten Origami-Kranich.  

Sie blätterten durch die auslie-

genden Mangas und machten 

Selfies mit unserem Godzilla-

 Aufsteller. So erreichten wir in 

Düsseldorf viele Menschen, die 

bislang nicht von unserer Arbeit 

gehört hatten. Und es entwickel-

ten sich interessierte Gespräche 

über die humanitären Folgen von 

Atomwaffen, Möglichkeiten der 

Abrüstung und den UN-Atom-

waffenverbotsvertrag. 

 

Mehr als 30.000 Origami-Krani-

che hat unser Bündnis in den 

letzten  Monaten gesammelt.  

Sie werden jetzt nach Hiroshima 

geschickt – als Zeichen der 

 Erinnerung und Symbol für eine 

atomwaffenfreie Zukunft. 

 

Simon Bödecker 

Der Japan-Tag gilt als größtes  

  japanisches Kultur- und Begeg-

nungsfest in Europa. Am 23. Mai 

2026 lockten Programm, Cosplay, 

japanisches Essen und Feuer- 

werk über 700.000 Besucherin-

nen und Besucher nach Düssel-

dorf. Mit einem großen Stand im 

Stadtzentrum lud unsere Aktion 

»Sadakos Kraniche« sie ein, 

 Origami-Kraniche zu falten. 

 

»Sadakos Kraniche« entstand aus 

einer Idee von Ohne Rüstung 

Leben und seinen Partnerorgani-

sationen: Wer gemeinsam Krani-

che faltet, kommt ins Gespräch – 

über die Folgen von Atomwaffen 

und Wege zum Frieden, über 

Ängste und Hoffnungen. Das 

zeigte sich auch beim Japan-Tag. 

Zahlreiche Besucherinnen und 

Besucher versuchten sich an 

Offener Brief zum 30. Jahrestag des IGH-Gutachtens 

Am 8. Juli 1996 stellte der Inter -

nationale Gerichtshof (IGH) in Den 

Haag fest, dass die Drohung mit 

und der Einsatz von Atomwaffen 

grundsätzlich gegen das humani-

täre Völkerrecht verstoßen. Daran 

erinnern 55 prominente Persönlich-

keiten aus Wissenschaft, Politik, 

Kultur, Kirchen und anderen gesell-

schaftlichen Bereichen jetzt in 

einem Offenen Brief an die Bundes-

politik.  

 

Ihre Forderung ist klar: »Das Ver-

sprechen, Atomwaffen weltweit  

zu ächten und abzuschaffen, muss 

eingelöst werden!«  

Szenen vom Japan-Tag  
in Düsseldorf 
Fotos: Simon Bödecker

Ein Selfie mit Godzilla 
 »Sadakos Kraniche« beim Japan-Tag in Düsseldorf

Unterzeichnet haben unter anderem 

Gernot Erler (Staatsminister a. D.), die 

ehemalige Vize-Landtagspräsidentin 

Brigitte Lösch, Michaela Wiezorek 

(Bürgermeisterin von Königs Wuster-

hausen), der Schauspieler Kai 

 Schumann, Friedrich Kramer (EKD-

Friedens beauftragter) und die 

Friedens forscherin Dr. Christine 

Schweitzer.  

 

Ohne Rüstung Leben hat den 

 Offenen Brief mitorganisiert.  

Den vollständigen Text und alle 

 Unterzeichnenden finden Sie unter 

www.ohne-ruestung-leben.de/ 

nachrichten/atomwaffenverbot. 

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/atomwaffenverbot


Rund 2.000 Menschen sind am 30. Mai 2026 in 

Wiesbaden auf die Straße gegangen. Unter dem 

Motto »Keine Mittelstreckenwaffen! Nirgends« pro-

testierten wir gegen die Pläne zum Kauf und zur 

Entwicklung eigener Marschflugkörper. Stattdessen 

forderten wir Abrüstung in Ost und West. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eigentlich ist es eine gute Nachricht für die Sicher-

heit in Europa: Anfang Mai hat US-Präsident Donald 

Trump die geplante Stationierung von US-Raketen 

und Marschflugkörpern in Deutschland abgesagt. 

Unsere Kampagne »Friedensfähig statt erstschlag-

fähig« hatte dies seit Herbst 2024 gefordert. Denn 

landgestützte Mittelstreckenwaffen sind Angriffs -

waffen, die sich zudem erst sehr spät orten lassen. 

Die US-Waffen in Deutschland hätten somit das 

 Risiko von Fehleinschätzungen und Präventivschlä-

gen gravierend erhöht. 

 

Eigene Waffen sind die falsche Reaktion 

 

Für eine Entwarnung ist es aber zu früh. Denn nun 

werden im politischen Berlin Forderungen nach 

 eigenen Mittelstreckenwaffen laut. Am 9. Juli 2026 

verkündete Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU)  

den Kauf von Tomahawk-Marschflugkörpern für die 

Bundeswehr. Deutschland steigt also in das Wett-

rüsten mit diesen Waffen ein – und macht damit 

einen gefährlichen Schritt in die falsche  Richtung!  

 

»Wir lehnen Mittelstreckenwaffen in Deutschland 

und Europa genauso ab wie die russischen Oreschnik-

Raketen. Dass die USA jetzt vorerst keine Waffen in 

Deutschland stationieren, muss als Gelegenheit für 

internationale Rüstungs kontrolle und Abrüstung 

genutzt werden«, betont Kampagnensprecherin 

 Angelika Wilmen.  

 

Forderungen nach mehr Rüstungskontrolle 

 

Doch davon will die Bundesregierung nichts wissen. 

Dabei sind laut einer repräsentativen Umfrage des 

Institutes YouGov 54 Prozent der Deutschen dafür, 

dass die Politik sich aktiver für ein neues Abkom -

men zur Begrenzung von Mittelstrecken waffen ein-

setzt. Auch der DGB hat bei seinem Bundeskongress 

die Notwendigkeit eines Nachfolge abkommens für 

den INF-Vertrag betont. Ohne  Rüstung Leben setzt 

sich mit Nachdruck dafür ein, dass die Bundesregie-

rung diese Forderungen endlich ernst nimmt und 

konkrete Schritte folgen lässt. 

 

Simon Bödecker 

 

Mehr Informationen zum Thema unter www.ohne-

 ruestung-leben.de/nachrichten/mittelstreckenwaffen. 

Gute Nachrichten für Europa?  
  Stationierung von US-Raketen in Deutschland abgesagt

l  Info 197 l    2026-3 5   Aktion l      

Demonstrationszug 
in Wiesbaden 
Foto: Marvin 
 Mendyka

Die  Gelegenheit muss für  
mehr Rüstungskontrolle   
genutzt werden! 
 

Angelika Wilmen, Sprecherin der  

Kampagne  »Friedensfähig statt  

erstschlagfähig«

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/mittelstreckenwaffen
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Hätten Sie ge

Zur Friedenssicherung – eigentlich ihr Kernauftrag – können 

die Vereinten Nationen (UN) derzeit nur wenig beitragen. 

Doch konkrete Lösungsideen liegen längst auf dem Tisch. 

Das zeigt das Friedens gut achten 2026 der großen deutschen 

Friedens forschungsinstitute.  

  

So gibt es einen realistischen Vorschlag, um den UN-

Sicherheits rat aus seiner Lähmung zu befreien: Das Verbot 

eines Vetos in Fällen von Völkermord und Kriegsverbrechen. 

Die Uniting for Peace-Resolution macht es zudem möglich, 

dass sich die Generalversammlung selbst mit Fragen des 

Friedens und der Sicherheit befasst.  Dieses Recht sollte mehr 

genutzt  werden. Und schließlich könnte eine klare Strategie 

für den Einsatz der  UN-Instrumente zur Konflikt bewältigung 

dazu beitragen, deren Finanzierung nachhaltig zu stärken. 

Als  bedeutender Geldgeber mit großer fachlicher Expertise 

ist Deutschland laut dem Friedens gutachten prädestiniert 

dafür, diese wichtigen Schritte voranzubringen. 

Die Gräueltaten der Jugoslawienkriege haben im westlichen 

Balkan bleibende Wunden hinter lassen – etwa in Bosnien-

Herzegowina. Dort blicken viele bis heute mit Hass und 

 Bitterkeit zurück auf Vertreibungen und Kriegsverbrechen.  

 

Eine Annäherung der vom Konflikt betroffenen Gruppen ist 

schwierig; alte Feindbilder bleiben  bestehen. So entsteht  

ein Nährboden für neue  Gewalt. Organisationen des Zivilen 

Friedensdienstes arbeiten intensiv daran, das zu ändern. 

Etwa das Centre for Nonviolent Action (CNA): Es bringt  Ex-

Kombattanten, Opfer, Friedensaktivistinnen und -aktivisten 

 verschiedener Ethnien  zusammen. Gemeinsam  engagieren 

sie sich in der Versöhnungsarbeit und berichten über ihre 

Kriegserlebnisse. So verändern sie die Einstellung junger 

Menschen zu Krieg und Gewalt und schaffen den Nährboden 

für eine fried lichere Zukunft.

. . . realistische Ideen vorliegen, um die Krise  
der Vereinten Nationen zu überwinden?

.. . der Zivile Friedensdienst seit Jahrzehnten dazu  beiträgt,  
Frieden im westlichen Balkan zu sichern? 
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wusst, dass . . . 
 

Ab der Mitte der 1970er-Jahre baute Südafrika im Geheimen 

ein Atomwaffenprogramm auf. Dieses wurde – trotz inter -

nationalem Druck – 16 Jahre lang vorangetrieben und führte 

zur Herstellung meh rerer Bomben.  

 

Die Regierung unter dem neu ernannten Staats präsident 

Frederik Willem de Klerk entschied jedoch im Herbst 1989, 

das Programm zu beenden. De Klerk begründete dies später 

mit der veränderten politischen Situation und dem abseh -

baren Ende der Apartheit. 1991 trat Südafrika dem atomaren 

Nichtverbreitungsvertrag (NVV) bei und schloss ein Siche-

rungsabkommen mit der Inter nationalen Atomenergie -

organisation (IAEO), die  bestätigte, dass alle Atomwaffen 

vernichtet waren. 2017 war das Land einer der ersten Unter-

zeichner des UN-Atomwaffenverbotsvertrages (AVV). Unmit-

telbaren nuklearen Drohungen oder gewaltsamen Aggres-

sionen ist es dennoch nicht ausgesetzt – damit ist Südafrika 

ein leuchtendes Vorbild für die anderen Atommächte.

Weltweit wird aufgerüstet – zumindest könnte man diesen 

Eindruck bekommen. Tatsächlich jedoch verfügen weltweit 

rund 25 Länder über gar kein eigenes Militär.  

 

Die bekanntesten Beispiele sind das NATO-Mitglied Island, 

die Republik Mauritius und Costa Rica, das seit 1948 keine 

Armee mehr hat. Panama entschied 1990, nach dem Ende 

des Regimes von General  Noriega, seine Streitkräfte abzu-

schaffen. Hinzu kommen Inselstaaten in der Karibik und im 

Pazifik, aber auch kleine europäische Länder wie Liechten-

stein und San Marino. Die Staaten setzen auf intensive 

 Diplomatie in internationalen Orga nisationen, kluge Ab -

kommen und Sicherheits garantien. Die meisten von ihnen 

sind stabile Demokratien, einige ge hören zu den sichersten 

Ländern der Welt. Frieden ohne militärische Rüstung – das 

ist für sie keine ferne Utopie, sondern tägliche Realität! 

 

 

RSA-3-Rakete im 
 Museum in  Pretoria 
Foto: »Leo za1« auf 
Wikimedia Commons 
(Lizenz CC BY-SA 3.0)

. . . es einen ehemaligen Atomwaffenstaat gibt, der sein  
gesamtes Arsenal freiwillig abgerüstet hat?

 . . . jeder achte Staat der Welt keine eigenen  
militärischen Streitkräfte hat?

Redaktion:  
Simon Bödecker

https://commons.wikimedia.org/wiki/File:RSA-3-002.jpg


so viel wie bisher. Zusätzlich zu 

den  bereits explodierenden Rüs -

tungsetats der einzelnen Mit-

gliedsstaaten wohlgemerkt! 

Angesichts begrenzter Mittel 

hätte diese massive Steigerung 

ganz konkrete Konsequenzen:  

131 Milliarden Euro würden etwa 

genügen, um fast 12 Jahre lang die 

zusätzlich nötigen Investi tio nen 

zur Erreichung der EU-Ziele für 

die Kinderbetreuung zu  decken. 

Alternativ könnte damit auch ein 

bedeutender Beitrag zur Verrin-

gerung der massiven Investitions-

defizite im Bereich Klimaschutz 

oder im sozialen und bezahlbaren 

Wohnungsbau geleistet werden. 

 

Klarer Vorrang für menschliche 

Sicherheit! 

 

Ein weiterer Vergleich: Für hu ma -

nitäre Hilfe plant die EU-Kommis-

sion im gleichen Zeitraum ledig-

lich 25 Milliarden Euro ein – und 

selbst dieser Betrag könnte noch 

gekürzt werden. Zivilgesellschaft -

liche Gruppen kämpfen daher 

dafür, dass er als Mindestbudget 

in der zukünftigen Finanzplanung 

erhalten bleibt. 

 

In einem Offenen Brief, den auch 

Ohne Rüstung Leben unterzeich-

net hat, wendet sich das Netz-

werk »Stop ReArm Europe« nun 

direkt an die Staatschefs der EU-

Staaten. Wir fordern sie auf, die 

Einbahnstraße von Militarisierung 

und Kürzungspolitik zu verlassen. 

Europa braucht eine Politik, die 

der menschlichen Sicher heit kla-

ren Vorrang einräumt! 

 

Charlotte Kehne 

Finanzminister Lars Klingbeil (SPD) 

will den deutschen Rüstungs -

haushalt im kommenden Jahr um 

fast ein Drittel auf 110 Milliarden 

Euro erhöhen. Und auch in zahl-

reichen weiteren  europäischen 

NATO-Staaten steigen die Rüs-

tungsetats massiv an. Viele Men-

schen beginnen erst jetzt, das 

 Ausmaß und die Folgen dieser 

 gefährlichen Politik zu  begreifen. 

Doch es formiert sich Widerstand. 

 

Immer mehr Milliarden fürs 

 Militär? Nicht mit mir! 

 

Mit unserem Abrüstungsappell 

fordern wir einen Stopp der 

 maßlosen deutschen Ausgaben 

für immer mehr Aufrüstung. Doch 

damit diese Forderung von der 

Bundesregierung  gehört wird, 

sind wir auf Ihre Unterstützung 

angewiesen: Sammeln Sie mit uns 

jetzt noch möglichst viele Unter-

schriften! Ausgefüllte Listen kön-

nen Sie bis zum 15. September 

2026 an unsere Geschäftsstelle 

zurück senden. Mehr Informatio-

nen zur Aktion finden Sie unter 

www.ohne-ruestung-leben.de/ 

mitmachen. 

EU-Kommission will Rüstungs -

förderung verfünffachen 

 

Am 14. Juni 2026 zog ein beein-

druckender Protestmarsch mit 

rund 12.000 Teilnehmenden aus 

ganz Europa durch Brüssel. Unter 

dem Motto »Welfare not War-

fare!« machten sie ihrer Empö-

rung darüber Luft, dass die mas-

sive Aufrüstung der EU- Staaten 

auf Kosten von sozialer Gerech-

tigkeit und Daseinsvorsorge geht. 

Während bei Panzern und Droh-

nen der Preis keine Rolle mehr zu 

spielen scheint, wird bei Sozial-

staat und öffentlicher Infrastruk-

tur vielerorts massiv gespart. 

 

Jetzt geht es um eine weitere 

Richtungsentscheidung: Bis Ende 

dieses Jahres wollen die Mit -

glieds staaten eine Einigung über 

die EU-Finanzplanung erzielen, 

den sogenannten Mehrjährigen 

Finanz rahmen für die Jahre 2028 

bis 2034. Der aktuelle Entwurf 

der Kommission sieht vor, dass 

Brüssel über einen Wettbewerbs-

fonds insgesamt 131 Milliarden 

Euro für Rüstung und Raumfahrt 

bereitstellt – und damit fünfmal 
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»Welfare not Warfare!« 
      Europaweite Kritik an Aufrüstung 

Proteste am 14. Juni 
2026 in Brüssel 
Foto: picture alliance 

https://www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen
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Kritische Nachfragen stören  
  die Feierlaune 
 Hauptversammlung 2026 von Heckler & Koch

antwortete der Vorstand, »maga« 

stehe für »magazine«. Es werde 

keine ideologische Nähe impli-

ziert. Das wirkt wenig überzeu-

gend, denn dem Kleinwaffen -

hersteller wird natürlich klar sein, 

dass er eine Anschlussfähigkeit 

an die fragwürdige MAGA-Bewe-

gung mindestens in Kauf nimmt. 

 

Ein zentrales Produkt von Heckler 

& Koch in den USA ist die Pistole 

CC9. Sie ist besonders kompakt 

und kann im Alltag verdeckt 

 getragen werden, um für »den 

einen Tag« bereit zu sein. Auch in 

diesem Jahr kritisierten wir, dass 

Heckler & Koch mit einem sol-

chen Marketing den gefährlichen 

Mythos unterstützt, Schusswaf-

fen würden ihre Be sitzerinnen 

und Besitzer sicherer machen. 

Dabei ist das Gegenteil der Fall: 

Der Besitz beziehungsweise  

das Tragen von Schuss waffen er-

höhen das Risiko von Tötungs -

delikten, Selbstmorden oder un-

beabsichtigten Verlet zun gen. Der 

Einsatz von Waffen zur legalen 

Selbstverteidigung ist hingegen 

äußerst selten. 

 

Zynische Haltung angesichts der 

alltäglichen Schusswaffengewalt 

 

Bereits auf der Hauptversamm-

lung 2025 fragten wir, auf was für 

einen »Tag« sich Heckler & Koch 

denn in seinem US-Marketing zur 

CC9 genau beziehe. Der Vorstand 

entgegnete damals, man meine 

den Tag, an dem sich die Besitze-

rin oder der Besitzer der Waffe im 

Rahmen des geltenden US-Rechts 

gegen einen etwaigen rechtswid-

rigen Angriff verteidigen muss. 

Diese Haltung bestätigte er jetzt 

erneut.  

 

Angesichts von fast 15.000 ge -

töteten und rund 26.000 ver -

letzten Menschen durch Schuss-

waffengewalt im vergangenen 

Jahr in den USA sowie bereits  

224 ge meldeten Schießereien  

auf Menschenmengen allein in 

diesem Jahr (Stand: 6. Juli 2026) 

wirkt das zynisch, ja fast schon 

naiv. 

 

Mehr zu den Antworten der Rüs-

tungsmanager – zum Beispiel 

dazu, warum Heckler & Koch 

 jahrelang juristisch gegen die 

Millionenzahlung wegen illegaler 

Exporte nach Mexiko vorging – 

finden Sie unter www.ohne-

 ruestung-leben.de/nachrichten/ 

kritische-aktionaere. 

 

Charlotte Kehne 

 

 

 

Das Rüstungsgeschäft boomt. Be-

schreibungen wie »Goldrausch«, 

»Partylaune« und »so viel Geld 

wie noch nie« machen die Runde.  

Das geht einher mit einer beklem-

menden Bedenkenlosigkeit ge-

genüber der Rüstungsindustrie. 

Kritische Nachfragen werden im- 

mer seltener. Als Kritische Aktio-

närinnen und Aktionäre stellen 

wir uns dem Trend entgegen. 

 

Nach Daimler Truck, Hensoldt und 

Rheinmetall waren wir nun am  

7. Juli 2026 auf der Hauptver-

sammlung von Heckler & Koch. 

Einer unserer Schwerpunkte dort: 

Das Geschäft des Klein waffen -

herstellers auf dem US-Zivilmarkt. 

Denn Heckler & Koch  präsentiert 

sich zwar gerne als vertrauens-

würdiger Partner von deutschen 

Sicherheitskräften und der Bun-

deswehr. Ein wesentlicher Fokus 

des Unternehmens liegt jedoch 

mittlerweile darauf, Waffen an 

Privatpersonen in den USA zu 

 verkaufen. 

 

US-Zivilmarkt macht ein Viertel 

des Umsatzes aus 

 

Insgesamt machte der Geschäfts-

zweig »USA Zivil« im vergangenen 

Jahr ein Viertel des Konzern umsat -

zes aus. Rabattange bote werden 

dort unter dem Motto »Maga -

palooza« beworben. Auf die Frage, 

ob mit dieser Wortschöpfung 

 Unterstützung für die besonders 

waffenfreundliche MAGA-Bewe-

gung von US-Präsident Donald 

Trump signalisiert werden soll, 

So wirbt Heckler & 
Koch um US-Kunden 
Quelle: US-Webseite 
von Heckler & Koch

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/kritische-aktionaere
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licher Akteure zugeschnitten. Ich erlebe dabei in 

den letzten Monaten eine intensive Zusammen -

arbeit und ein Zusammenstehen der Zivilgesell-

schaft. Das Wahlprogramm der AfD hat weitere 

Kreise wachgerüttelt. Doch zugleich wächst die 

Verun sicherung angesichts der aktuellen Prognosen. 

 

Ihr bezeichnet euch selbst als »nicht neutral« und 

seid seit 2012 einer der Veranstalter der »Bildungs -

wochen gegen Rassismus« in Halle. Warum ist diese 

Haltung für euch Teil der Friedensarbeit? 

 

Wie in unserem Leitbild formuliert, sind wir partei-

politisch unabhängig. Doch wir stehen für unsere 

Werte und Ziele ein. Friedensarbeit umfasst für  

uns das Engagement gegen alle Formen direkter, 

struktureller und kultureller Gewalt. So setzen wir 

uns mit den Kriegen im Fokus der Öffentlichkeit  

und der wachsenden Militarisierung in Deutschland 

auseinander. Mit »vergessener Gewalt« in Syrien 

oder der Balkanregion. Aber eben auch mit der 

 Gewalt und Diskriminierung hier bei uns. Die ge-

meinsame Trägerschaft der jährlichen Bildungs -

wochen mit »Halle gegen Rechts« und zahlreichen 

anderen Beteiligten ist dafür ein gutes Beispiel.  

Das Programm schafft öffentliche Sichtbarkeit für 

das Thema Rassismus. Mit Lesungen, Ausstellun- 

gen, Workshops und aktivistischen Formaten bleibt 

es nicht beim Benennen der Probleme, sondern 

nimmt Ursachen in den Blick und macht konkrete 

Angebote. 

Bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 6. Sep-

tember 2026 könnte die rechtsextreme AfD eine 

 absolute Mehrheit erhalten. Was wären die Folgen? 

Und wie positioniert sich die Zivilgesellschaft  

vor Ort? Darüber sprachen wir mit Christof Starke, 

 Projektleiter im Kooperationsverbund demokra -

tische Konfliktbearbeitung und Koordinator beim 

Friedenskreis Halle. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lieber Christof, welche Folgen hätte eine Regierungs-

beteiligung der AfD in Sachsen-Anhalt für das zivil -

gesellschaftliche  Engagement? 

 

Eine Machtbeteiligung der AfD hätte tiefgreifende 

Einschränkungen für die Zivilgesellschaft zur Folge. 

Aber auch für Bildung, Kultur, Sozialpolitik und für 

einzelne Menschen – insbesondere aus vulnerablen 

Gruppen. Die langfristigen Folgen für das gesell-

schaftliche Klima sind noch gar nicht absehbar. Wir 

können allerdings erahnen, was eine von rechtem 

Populismus getriebene Politik bedeutet: Der ideo -

logisch motivierte Umbau des Bundesprogrammes 

»Demokratie leben!« oder zunehmende Sorgen vor 

Anfeindungen bei Aktivitäten zur Demokratieförde-

rung sind hier traurige Beispiele. Wir haben unser 

diesjähriges Bildungsprogramm auf aktive Demo-

kratiegestaltung und Stärkung zivilgesellschaft -

Christof Starke 
Foto: Friedenskreis Halle

Friedensarbeit heißt für uns, 
 Engagement gegen jede  
direkte, strukturelle und  
kulturelle Gewalt 
 

Christof Starke, 

Friedenskreis Halle 

 

●»

»Wenn wir nicht konstruktiv 
 streiten, dann gewinnt die AfD!« 

      Interview mit Christof Starke vom Friedenskreis Halle



Bitte erzähle uns mehr über eure Arbeit und Ziele. 

 

Der Friedenskreis Halle ist aus der friedlichen 

 Revolution 1989 heraus entstanden. Für die ersten 

 Engagierten bestand die Hoffnung, dass eine 

 Gesellschaft ohne Gewalt, ein Deutschland ohne 

Militär und eine Welt ohne Kriege möglich werden 

können. Aus ehrenamtlichem Engagement, ersten 

Bildungsaktivitäten sowie humanitärer Hilfe für 

Menschen im ehemaligen Jugoslawien hat sich 

über die Jahre eine professionelle Friedensarbeit 

entwickelt. Unsere Leitthemen sind aktive Gewalt-

freiheit, konstruktive Konfliktbearbeitung, gelebte 

Demokratie, transkulturelle Vielfalt sowie globale 

Gerechtigkeit. Aktuell umgesetzt werden diese in 

vier Handlungsfeldern: einer vielfältigen Bildungs-

arbeit, politischem Engagement, der Mitwirkung  

in lokalen zivilgesellschaftlichen Netzwerken  

sowie der internationalen Zusammenarbeit mit 

Freiwilligendiensten und Jugendbegegnungen. 

 

Rechte und verschwörungsideologische Kreise haben 

das Thema Friedenspolitik für sich entdeckt. Auch  

die AfD nennt sich »Friedenspartei«. Wie reagiert ihr 

darauf? 

 

Oh ja, diese Entwicklungen sind seit einigen Jahren 

sehr herausfordernd. Eine Abgrenzung zur AfD als 

»Friedenspartei« und zum BSW als angeblich einzi-

ger politischer Kraft mit Friedenswillen ist inhaltlich 

möglich und öffentlich gut vermittelbar. Doch die 

Auseinandersetzung mit rechtsoffenen »Friedens-

demonstrationen« und die damit einhergehenden 

Debatten sind oft frustrierend und schaden dem 

 öffentlichen Bild und der Wirksamkeit der Friedens-

bewegung ungemein. In Halle haben sich zahlreiche 

Gruppen, Organisationen und Kirchen mit uns zum 

»Koordinationskreis Frieden Halle« zusammen -

geschlossen. Wir haben ein Selbstverständnis er -
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arbeitet und laden zur Mitarbeit ein. Insbesondere 

die unterschiedliche Bewertung der Rolle Russlands 

im Ukraine-Krieg, einseitige Solidarität im Israel-

 Palästina-Konflikt sowie die Verweigerung einer 

 klaren Abgrenzung zu Verschwörungsmythen, 

 Antisemitismus und Formen der Diskriminierung 

machen ein gemeinsames politisches Agieren mit 

manchen Akteuren jedoch unmöglich. 

 

Für gesellschaftlichen Frieden ist es zentral, mitein -

ander im Dialog zu bleiben. Das scheint aber immer 

schwerer zu werden. Was kann getan werden? 

 

Für mich gehören Konflikte um unterschiedliche 

 In teressen, Bedürfnisse oder politische Ziele zur 

Ausgestaltung einer gelebten Demokratie untrenn-

bar dazu. Es kommt darauf an, wie diese Konflikte 

ausgetragen werden. Mit Dialogveranstaltungen 

zur Corona-Pandemie und aktuell der Beteiligung 

an der Initiative »Friedensgespräche« der AGDF 

oder einem gemeinsamen Fachtag mit »Mehr 

 Demokratie« sind wir im Bereich der Dialogarbeit 

aktiv. Der radikale Umbau von »Demokratie leben!« 

und unsere Erfahrungen in lokaler politischer Arbeit 

machen für mich deutlich: Wir haben derzeit eine 

große Lücke im Dialog mit den demokratischen Par-

teien – insbesondere zum konservativen Spektrum. 

Wenn es uns aber nicht gelingt, als Demokratinnen 

und Demokraten in Kontakt und im konstruktiven 

Streit zu sein, dann gewinnen die Populisten und 

Demokratiefeinde der AfD. 

 

Herzlichen Dank für diese Einblicke und weiterhin  

viel Erfolg für eure wichtige Arbeit! 

 

Die Fragen stellte Simon Bödecker 
 

www.friedenskreis-halle.de 
 
Das ungekürzte Interview finden Sie unter  
www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten.  

Der Landtag von 
Sachsen-Anhalt in 
Magdeburg 
Foto: Pixabay

Abgerissener Auf-
kleber an einer 
Straßenlaterne 
Foto: Simon 
 Bödecker 

https://www.friedenskreis-halle.de/
https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten
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Auf den Seiten 6 und 7 finden Sie vier 

 ermutigende Fakten zu Frieden und 

 Abrüstung. Vielleicht ist ja auch für  

Sie die eine oder andere überraschende 

Neuigkeit dabei.  

 

Ich wünsche Ihnen eine inspirierende 

Lektüre 

 

 

 

 

 

Ihr Simon Bödecker 
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Bildung verändert nicht die Welt. Sie verändert die Menschen,  

die die Welt verändern werden. (Paulo Freire)  

In einer Zeit, in der die Welt dringend Veränderung braucht, ist 

diese Erkenntnis zentral. Wir setzen uns für mehr Friedens -

bildung ein – damit junge Menschen die nötigen Kompetenzen 

ent wickeln, um eine friedlichere Welt aufzubauen (Seite 2). Und 

wir tragen heute schon mit einem Planspiel dazu bei (Seite 3). 

 

Zur friedenspolitischen Bildungsarbeit gehört auch, sich mit 

rassistischer Gewalt und Diskriminierung auseinanderzusetzen. 

Unsere Kolleginnen und Kollegen vom Friedenskreis Halle 

 arbeiten intensiv zu diesen Themen. Im Interview sprachen wir 

über den Schatten, den die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 

auf ihre Arbeit wirft (Seite 10). 

Foto: Erlend Haugen

https://www.ohne-ruestung-leben.de
https://www.ohne-ruestung-leben.de/datenschutz
https://www.ohne-ruestung-leben.de/spenden



